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Artikel 7 

Berichterstattung 

(1) In Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften über die Vertraulichkeit gewerblicher 
Informationen 

 a) übermittelt jede Vertragspartei dem Exekutivorgan über den Exekutivsekretär der Kommission in 
regelmäßigen Abständen, die von den im Exekutivorgan zusammentretenden Vertragsparteien 
festgelegt werden, Informationen über die Maßnahmen, die sie zur Durchführung dieses 
Protokolls getroffen hat. Darüber hinaus gilt Folgendes: 

 i) Wendet eine Vertragspartei gemäß Artikel 3 Absatz 2 Buchstaben b) c) oder d) andere 
Strategien zur Emissionsminderung an, so weist sie die angewandten Strategien und die 
Erfüllung der Anforderungen dieser Buchstaben dokumentarisch nach;  

 ii) hält eine Vertragspartei die Anwendung bestimmter Grenzwerte nach Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe d) für technisch und wirtschaftlich nicht möglich, so erstattet sie unter Angabe von 
Gründen entsprechend Bericht; 

 b) übermittelt jede Vertragspartei im geografischen Anwendungsbereich des EMEP diesem über 
den Exekutivsekretär der Kommission Informationen über den Umfang der Emissionen der in 
Anhang I aufgeführten Schwermetalle und hält sich dabei an die Methoden, die in den vom 
Lenkungsorgan des EMEP ausgearbeiteten und von den Vertragsparteien auf einer Tagung des 
Exekutivorgans angenommenen Leitlinien vorgesehen sind. Vertragsparteien außerhalb des 
geografischen Anwendungsbereichs des EMEP teilen verfügbare Informationen über das 
Niveau der Emissionen der in Anhang I aufgeführten Schwermetalle mit. Jede Vertragspartei 
legt auch Informationen über das Niveau der Emissionen der in Anhang I genannten Stoffe für 
das in diesem Anhang genannte Bezugsjahr vor; 

 c) sollte jede Vertragspartei im geografischen Anwendungsbereich des EMEP dem 
Exekutivorgan über den Exekutivsekretär der Kommission verfügbare Informationen über ihre 
im Rahmen des Übereinkommens durchgeführten Programme zur Ermittlung der 
Auswirkungen der Luftverunreinigung auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt sowie 
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Programme zur Überwachung und Modellierung der Atmosphäre und hält sich dabei an die 
vom Exekutivorgan angenommenen Leitlinien übermitteln; 

 d) sollten Vertragsparteien außerhalb des geografischen Anwendungsbereichs des EMEP den 
Informationen gemäß Buchstabe c) ähnliche Informationen zur Verfügung stellen, wenn das 
Exekutivorgan es verlangt. 

(2) Die nach Absatz 1 Buchstabe a vorzulegenden Informationen müssen im Einklang mit einem von 
den Vertragsparteien auf einer Tagung des Exekutivorgans gefassten Beschluss über Form und Inhalt der 
Informationen stehen. Die Bestimmungen dieses Beschlusses werden, falls erforderlich, überprüft, um 
zusätzliche Elemente bezüglich Form oder Inhalt der in den Bericht aufzunehmenden Informationen 
festzustellen. 

(3) Auf Verlangen und innerhalb der zeitlichen Vorgaben des Exekutivorgans legen das EMEP und 
andere eingesetzte Nebenorgane relevante Informationen über den weiträumigen Transport und die 
Deposition von Schwermetallen vor. 
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